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An meine 
Mandanten 

Nürtingen, den 5. März 2009 
 
 
 
Mandantenbrief März 2009 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemeines 

· Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer  
· Steuerklassenwechsel für höheres Elterngeld ist kein Rechtsmissbrauch 
· Erspartes noch sicherer 

Einkommensteuer 

· Einkünfteerzielungsabsicht bei Ferienwohnungen 
· Keine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen bei Barzahlung der Rechnung 

 
Bilanzierung / Körperschafsteuer 

· Angemessene Geschäftsführervergütung bei mehrfacher Geschäftsführertätigkeit 
 

Umsatzsteuer 

· Anforderungen an die Leistungsbeschreibung in einer Rechnung für Zwecke des 
Vorsteuerabzugs 

 
 
Mit freundlichem Grüßen 
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Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung März und April 2009 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.3.20091 14.4.20092 
Umsatzsteuer 10.3.20093 14.4.20094 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.3.2009 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.3.2009 Entfällt 

13.3.2009 17.4.2009 Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

6.3.2009 9.4.2009 

Sozialversicherung7 27.3.2009 28.4.2009 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die 

Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne 

Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.3./23.4.2009) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 



Allgemeines 

Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer  
Bundesministerium der Finanzen, Pressemitteilung vom 27.01.2009 

Die Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer, die am 1. Juli 2009 in Kraft treten soll, zielt vor allem auf 
den Schutz des Klimas ab. Dies steht im Einklang mit der Strategie der Europäischen Union zur 
Minderung der CO2-Emissionen. Die Eckpunkte der Neuregelung für eine neue, emissionsbezogene 
Kraftfahrzeugsteuer im Einzelnen: 

Ein an den Vorgaben der Europäischen Union orientierter CO2-Ausstoß für Pkw bleibt steuerfrei. Der 
CO2-Freibetrag bis 2011 gilt für Pkw mit einem CO2-Ausstoß von 120 Gramm pro Kilometer, bis 
2012/2013 für Pkw mit 110 g / km und ab 2014 für Pkw mit 95 g / km. 

Es wird ein linearer Steuertarif eingeführt, der jedes über die Zielvorgaben hinausgehende Gramm pro 
Kilometer gleich belastet: Es fallen 2 Euro je g / km an. 

Der Sockelbetrag ist abhängig von Antriebsart und Hubraumgröße: 2 Euro je angefangene 100 cm3 
für Otto-Motoren und 9,50 Euro je angefangene 100 cm3 für Diesel-Motoren. 

Steuerklassenwechsel für höheres Elterngeld ist kein Rechtsmissbrauch  
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, L-13-EG-40/08, Pressemitteilung vom 22.01.2009 

Ehegatten dürfen vor der Geburt eines Kindes die Steuerklasse wechseln, um höheres Elterngeld zu 
beziehen. Das hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen jetzt in zwei Urteilen als erstes 
Landessozialgericht in Deutschland entschieden (Urteile vom 12.12.2008 - Az. L 13 EG 40/08 sowie 
vom 16.01.2009 - Az. L 13 EG 51/08).  

Einen Steuerklassenwechsel zur Erhöhung des Nettoeinkommens vor der Geburt, nach dem sich die 
Höhe des Elterngelds richtet (§ 2 Abs. 1 und Abs. 7 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz - BEEG - 
), schlössen weder das BEEG noch das Steuerrecht aus. Insbesondere Rechtsmissbrauch könne den 
betroffenen Eltern nicht vorgeworfen werden, wenn sie eine legale steuerrechtliche 
Gestaltungsmöglichkeit nutzten. "Hätte der Gesetzgeber den Steuerklassenwechsel ausschließen 
wollen, hätte er dies im Gesetz bestimmen können", begründete der zuständige 13. Senat des 
Landessozialgerichts in Essen sein Urteil.  

Erspartes noch sicherer  
Bundesregierung, Pressemitteilung vom 18.02.2009 

Die Bundesregierung erhöht den Schutz für Spareinlagen.  

Die gesetzliche Mindestabdeckung für Einlagen soll bereits ab dem 30. Juni 2009 auf 50.000 Euro 
und ab dem 31. Dezember 2010 auf 100.000 Euro steigen. 

Bisher konnten Bankkunden privater Kreditinstitute maximal Entschädigungsansprüche von 20.000 
Euro geltend machen. Der Gesetzentwurf verkürzt zudem die Auszahlungsfrist auf höchstens 30 Tage 
und schafft die Verlustbeteiligung des Einlegers in Höhe von zehn Prozent ab. 

Die Bundesregierung setzt damit eine europäische Regelung in nationales Recht um. 

Grund für die Neuregelung ist die Finanzkrise, die viele Sparerinnen und Sparer verunsichert hat. 
Damit die Sparer ihr Geld jedoch nicht abheben, sondern bei den Banken belassen, musste das 
Vertrauen in die Banken wiederhergestellt werden. Deshalb hat sich die Europäische Union (EU) 
Ende vergangenen Jahres auf eine Änderung der EU-Einlagensicherungsrichtlinie geeinigt. Die 
bisherige Richtlinie stammte aus dem Jahr 1998. 



 

Einkommensteuer 
Einkünfteerzielungsabsicht bei Ferienwohnungen 
Bei einer auf Dauer angelegten Wohnungsvermietung wird grundsätzlich von einer 
Einkünfteerzielungsabsicht ausgegangen. Das Gleiche gilt für Ferienwohnungen, die ausschließlich 
an Fremde vermietet und nicht selbst genutzt werden. Wird eine Ferienwohnung nicht durchweg im 
ganzen Jahr vermietet, so kommt es darauf an, ob die ortsübliche Vermietungszeit um nicht mehr als 
25 % unterschritten wird. Liegen diese Voraussetzungen vor, trägt das Finanzamt die Beweislast für 
eine fehlende Einkünfteerzielungsabsicht. 
Dem Bundesfinanzhof wurde ein Fall vorgelegt, in dem es um erhebliche Verluste aus der Vermietung 
einer Ferienwohnung ging. Da keine Vergleichszahlen zu ortsüblichen Vermietungszeiten vorgelegt 
werden konnten, lehnte das Finanzamt die Berücksichtigung der Verluste ab. Dies sei ohne weiteres 
so nicht gerechtfertigt, entschied das Gericht. Wenn keine Vergleichszahlen vorliegen, liegt die 
Beweislast für die Einkünfteerzielungsabsicht grundsätzlich beim Vermieter. Kann dieser jedoch selbst 
ortsübliche Zeiten nachweisen und sind die oben dargestellten Kriterien erfüllt, ist von einer 
Einkünfteerzielungsabsicht auszugehen. 

Besteuerung von Dienstwagen  
 
Bundesfinanzhof, VI-R-34/07, Pressemitteilung vom 04.02.2009 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 18. Dezember 2008 - VI R 34/07 - entschieden, dass 
von der sog. 1 %-Regelung solche Fahrzeuge auszunehmen sind, die nach ihrer objektiven 
Beschaffenheit und Einrichtung für private Zwecke nicht geeignet sind. 

Die unentgeltliche bzw. verbilligte Überlassung eines Kraftfahrzeugs durch den Arbeitgeber an den 
Arbeitnehmer für dessen Privatnutzung führt regelmäßig zu Arbeitslohn. Die Privatnutzung des 
Dienstwagens ist für jeden Kalendermonat mit 1 % des inländischen Listenpreises im Zeitpunkt der 
Erstzulassung zuzüglich der Kosten für Sonderausstattungen einschließlich der Umsatzsteuer 
anzusetzen (sog. 1 %-Regelung). 

Keine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen bei Barzahlung der Rechnung  
Bundesfinanzhof, VI-R-14/08, Pressemitteilung vom 11.02.2009 

Mit Urteil vom 20. November 2008 - VI R 14/08 - hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass die 
Barzahlung einer Rechnung aus der Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen die entsprechenden Aufwendungen von der 
Steuerermäßigung nach § 35a des Einkommensteuergesetzes (EStG) ausschließt.  

Nach § 35a EStG ermäßigt sich für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für 
Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die in einem inländischen Haushalt des 
Steuerpflichtigen erbracht werden, die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag um 20 %, höchstens 
600 Euro (ab 2009: 1 200 Euro), der Aufwendungen, sofern diese nicht anderweitig abziehbar sind. 
Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist, dass der Steuerpflichtige für die Aufwendungen eine 
Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Handwerkerleistung erfolgt 
ist. 

Besteuerung der Altersrenten verfassungsmäßig 
Zum 1. Januar 2005 ist die Besteuerung der Alterseinkünfte neu geregelt worden. Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung sowie aus berufsständischen Versorgungswerken werden ab 2040 
voll besteuert. Bis dahin wird der steuerpflichtige Anteil der Renten jährlich erhöht. Dabei richtet sich 
die Höhe des steuerpflichtigen Rentenanteils nach dem Jahr des Renteneintritts. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die vom Gesetzgeber vorgenommene Umstellung auf das 
System der nachgelagerten Besteuerung verfassungsgemäß ist. Dem Gesetzgeber müsse bei der 
Regelung komplexer Sachverhalte eine gröbere Typisierung und Generalisierung zugestanden 
werden. 



 
Bilanzierung / Körperschafsteuer 
Pauschalwertberichtigung auf Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
Maßgebend für die Forderungsbewertung sind die Verhältnisse am Bilanzstichtag. Der Unternehmer 
muss jedoch die Kenntnisse, die er nach dem Bilanzstichtag bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung 
erlangt hat, beachten. Es sind alle bis zum Tage der Bilanzaufstellung eingetretenen und bekannt 
gewordenen Umstände zu berücksichtigen, die Rückschlüsse auf die Zahlungsfähigkeit des Kunden 
zulassen (wertaufhellende Tatsachen). Liegt eine dauernde Wertminderung der Forderung vor, kann 
die Korrektur durch Einzel- oder Pauschalwertberichtigung erfolgen. 
Eine Wertberichtigung auf Kundenforderungen kann nach zweierlei Methoden erfolgen. Einmal kann 
auf der Aktivseite der Bilanz der niedrigere Teilwert angesetzt werden (sog. aktivische 
Wertberichtigung oder auch sog. direkte Methode). In der Praxis üblich ist die indirekte Methode (sog. 
passivische Wertberichtigung). Die Forderung wird auf der Aktivseite mit dem Forderungsbetrag 
ausgewiesen. Die Wertminderung erfolgt durch die Einstellung eines Wertberichtigungspostens auf 
der Passivseite. 
Die Finanzverwaltung erkennt bisher ohne Einzelnachweis regelmäßig 0,5 % des 
Forderungsbestands (ohne Umsatzsteuer) als Pauschalwertberichtigung an. Die Oberfinanzdirektion 
Rheinland schränkt diese Vereinfachungsregel ein: Da bei Kundenforderungen grundsätzlich eine 
Fälligkeit von höchstens vier Wochen besteht, sind die in eine Pauschalwertberichtigung 
einzubeziehenden Kundenforderungen bei Bilanzaufstellung regelmäßig getilgt. Sie sind nicht in die 
Pauschalwertberichtigung einzubeziehen. Nur in Ausnahmefällen, z. B. wenn Kundenforderungen in 
einer ins Gewicht fallenden Anzahl bei Aufstellung der Bilanz noch nicht getilgt sind, sei weiterhin eine 
Pauschalwertberichtigung zulässig. Ist für eine Kundenforderung eine Einzelwertberichtigung gebildet, 
scheidet die Einbeziehung in die Pauschalwertberichtigung nach dieser Verfügung ebenfalls aus. 

 
Angemessene Geschäftsführervergütung bei mehrfacher Geschäftsführertätigkeit 
Bei Geschäftsführern einer GmbH, die gleichzeitig Gesellschafter sind, werden die Gesamtbezüge 
unter steuerlichen Aspekten auf ihre Angemessenheit untersucht. Der unangemessene Teil der 
Bezüge ist als verdeckte Gewinnausschüttung zu behandeln. 
Ist ein Gesellschafter-Geschäftsführer für mehrere GmbHs tätig, ist ein Urteil des Finanzgerichts 
Berlin-Brandenburg zu beachten: Arbeitet der Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH zusätzlich 
als Geschäftsführer für eine andere GmbH (sog. Mehrfach-Geschäftsführer), so ist dies bei der 
Bestimmung des angemessenen Gehalts in der Regel mindernd zu berücksichtigen. Eine vollständige 
oder teilweise Nichtberücksichtigung anderweitiger Tätigkeiten kommt ausnahmsweise in Betracht, 
wenn die anderweitige Tätigkeit für die zu beurteilende Gesellschaft Vorteile bringt, die den Verlust an 
zeitlichem Einsatz des Geschäftsführers ausgleichen. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
Hinweis: Will man die Gefahr einer verdeckten Gewinnausschüttung vermeiden, ist bei 
Mehrfach-Geschäftsführung zunächst das angemessene Gesamtgehalt für die Tätigkeit in allen 
Gesellschaften festzustellen. Dieses ist dann zeitanteilig auf jede GmbH aufzuteilen. 

 
Umsatzsteuer 
Anforderungen an die Leistungsbeschreibung in einer Rechnung für Zwecke des 
Vorsteuerabzugs 
Um den Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen zu können, ist u. a. der Gegenstand der Lieferung oder 
Leistung präzise zu beschreiben. Ungenaue Angaben können zum Verlust des Vorsteuerabzugs 
führen, wie eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs zeigt. 
Ein Unternehmen hatte eine Rechnung „für technische Beratung und Kontrolle im Jahr 1996“ 
ausgestellt. Das Finanzamt versagte dem Empfänger der Rechnung den Vorsteuerabzug, weil die 
abgerechnete Leistung nicht eindeutig zu identifizieren war. 
Der Bundesfinanzhof stimmte dem Finanzamt zu. Rechnungen müssen die gesetzlich 
vorgeschriebenen Angaben enthalten. Dazu gehört auch, dass die Angaben über die erbrachte 
Leistung eindeutig und leicht nachprüfbar sind. Diese Angaben können auch durch Verträge usw. 
erbracht werden, wobei dies in der Rechnung anzugeben ist. 

 


